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festsetzung zu Grunde gelegten Werte des ein-
gebrachten Vermögens seien zu hoch. Ein sol-
ches Begehren kann nur der Einbringende im 
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vermögen gehalten hat.
2.  Der Gewinn aus dem privaten Veräußerungs-
geschäft ist in diesem Fall um den im Betriebs-
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1.  Weist der konkrete Einzelfall besondere tat-
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Steuerrechtsprechung
Folgende Entscheidungen des BFH wurden besprochen:

dass das Finanzamt bei Erlass einer Prüfungsa-
nordnung sich möglicherweise von nicht zum 
Gegenstand der Begründung gewordenen sach-
fremden Erwägungen hat leiten lassen und der 
Zweck der Prüfung der steuerlichen Verhält-
nisse in den Hintergrund getreten ist, kann in 
dem Übergehen eines hierzu gestellten Beweis-
antrags der Verfahrensmangel ungenügender 
Sachaufklärung liegen.
2.  Ein Verstoß gegen das Willkür- und Schika-
neverbot ist nicht schon deshalb ausgeschlos-
sen, weil die angeordnete Außenprüfung i.S. von 
§ 193 Abs. 1 AO ein in irgendeiner Weise umsetz-
bares Ergebnis haben könnte.
3.  Ein die Außenprüfung vorbereitendes Vorla-
ge- und Auskunftsverlangen kann ein Verwal-
tungsakt und damit Gegenstand einer zulässigen 
Anfechtungsklage sein.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                       	 235

BFH-Beschluss vom 5. Oktober 2011 – I R 94/10
Ein bilanzierender Gewerbetreibender, dem eine 
Eigentumswohnung gehört und der Zahlungen 
in eine von der Wohnungseigentümergemein-
schaft gebildete Instandhaltungsrückstellung 
geleistet hat, muss seine Beteiligung an der In-
standhaltungsrückstellung mit dem Betrag der 
geleisteten und noch nicht verbrauchten Einzah-
lungen aktivieren.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                            	 86

BFH-Urteil vom 5. Oktober 2011 – X R 57/10
Werden im Rahmen mehrerer zeitgleich ab-
geschlossener, korrespondierender Verträge 
GmbH-Anteile übertragen und deren Höhe durch 
eine Kapitalerhöhung auf genau 25% reduziert, 
so vermittelt die der Kapitalerhöhung vorgreif-
liche Anteilsübertragung kein wirtschaftliches 
Eigentum an einer wesentlichen Beteiligung, 
wenn nach dem Gesamtvertragskonzept die 
mit der übertragenen Beteiligung verbundenen 
Rechte von vorneherein nur für eine Beteiligung 
von genau 25% übergehen sollten. . . . . . . . . . . . .             	 147

BFH-Urteil vom 19. Oktober 2011 – X R 65/09
1.  Das FG darf im Allgemeinen erst dann eine 
Verletzung von Mitwirkungspflichten anneh-
men, wenn es den Beteiligten zuvor ausdrücklich 
und konkret zur Mitwirkung aufgefordert hat.
2.  Ein zulässiger Antrag auf Erhebung eines 
Zeugenbeweises setzt nicht stets die Angabe 
einer ladungsfähigen Anschrift des Zeugen vo-
raus. Entscheidend ist vielmehr, dass der Zeuge 
individualisierbar ist; hierfür kann es genügen, 
wenn der Name des Zeugen sowie dessen Ar-
beitgeber angegeben wird.
3.  Das prozessrechtliche Leitbild, den Rechts-
streit möglichst in einer einzigen mündlichen 
Verhandlung zu erledigen, rechtfertigt es nicht, 
erhebliche Beweisanträge abzulehnen, die erst 
in der mündlichen Verhandlung und nach einer 
Umstellung der Prozessstrategie eines Beteilig-
ten gestellt werden.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                           	 115
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dort zum Ort der eigentlichen Haushaltsführung 
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stand des existenznotwendigen Bedarfs ausge-
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unabwendbare Ereignisse veranlassten Auf-
wendungen nicht entgegen. Gleichwohl hat der 
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Aufwendungen aus tatsächlichen Gründen nicht 
entziehen konnte.
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führt der Grundsatz des formellen Bilanzenzu-
sammenhangs zu einer erfolgswirksamen Nach-
aktivierung im ersten verfahrensrechtlich noch 
offenen Jahr.
2.  Im Fall der fehlerhaften Aktivierung eines 
Wirtschaftsguts ist die BFH-Rechtsprechung zur 
Korrektur überhöhter AfA-Sätze nicht einschlägig.
3. Bei einer Teilbetriebsveräußerung muss keine 
Schlussbilanz aufgestellt werden; der Veräuße-
rungsgewinn ist ggf. im Rahmen einer Schätzung 
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der beruflichen Tätigkeit. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                     	 85

BFH-Urteil vom 24. Januar 2012 – X R 51/10
Wem Gesellschaftsanteile im Rahmen einer vor-
weggenommenen Erbfolge unter dem Vorbehalt 
des Nießbrauchs übertragen werden, erwirbt sie 
nicht i.S. von § 17 Abs. 2 Satz 5 EStG, wenn sie 
weiterhin dem Nießbraucher nach §  39 Abs.  2 
Nr.  1 AO zuzurechnen sind, weil dieser nach 
dem Inhalt der getroffenen Abrede alle mit der 
Beteiligung verbundenen wesentlichen Rechte 
(Vermögens- und Verwaltungsrechte) ausüben 
und im Konfliktfall effektiv durchsetzen kann.. .   	 145

BFH-Beschluss vom 24. Februar 2012 – X B 146/11
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob sich die Betei-
ligungsgrenze nach der im Jahr der Veräu-
ßerung geltenden Wesentlichkeitsgrenze ge-
mäß §  17 Abs.  1 Satz  4 EStG i.d.F. des StEntlG 
1999/2000/2002 richtet – und damit zurückwirkt 
– oder ob der Beteiligungsbegriff veranlagungs-
zeitraumbezogen auszulegen ist, indem das Tat-
bestandsmerkmal „innerhalb der letzten fünf 
Jahre am Kapital der Gesellschaft wesentlich be-
teiligt“ in § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG für jeden abge-
schlossenen Veranlagungszeitraum nach der in 
diesem Veranlagungszeitraum jeweils geltenden 
Beteiligungsgrenze zu bestimmen ist.. . . . . . . . . .           	 142

BFH-Urteil vom 29. Februar 2012 – IX R 11/11
Das FG prüft den Inhalt einer erteilten verbindli-
chen Auskunft nur darauf, ob die gegenwärtige 
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Vereinbaren Eheleute untereinander, dem an 
einer GmbH qualifiziert Beteiligten solle die 
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zugeordnet werden, so wird dieser als Treuhand-
verhältnis auszulegende Vertrag tatsächlich 
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Verbindlichkeiten gegenüber der GmbH frei-
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Beschäftigungsort ist einkommensteuerrecht-
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Wohngemeinschaft einrichtet. Erst wenn sich 
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